
Augsburger Allgemeine
. . .U N A B H Ä N G I G E  Ü B E R P A R T E I L I C H E  T A G E S Z E I T U N G

www.augsburger-allgemeine.deMITTWOCH, 5. OKTOBER 2016 AUSGABE AS | NR. 230 | 72./165. JAHRGANG  PREIS ¤ 1,70

Wolkig, 10 Grad
Nach Nebel teilweise

sonnig, später bewölkt
Wetter

Was man trotz Krankschreibung alles darf
Arbeitnehmer müssen ihre Zeit nicht

zwingend daheim verbringen
Wirtschaft

Mal wieder auf Staatsbesuch
Königin Silvia in ihrer

deutschen Heimat
Porträt Seite 2

2

Die „Majestät“
nicht beleidigt

Es ist gut, dass es im Jahr 2016 in
Deutschland zu keiner Verur-

teilung mehr wegen „Majestätsbe-
leidigung“ kommen wird. Die
Staatsanwaltschaft hat im Fall des
ZDF-Moderators Böhmermann
die Ermittlungen nach Paragraf 103
StGB eingestellt, auf die der türki-
sche Präsident Erdogan gedrungen
hatte. Es passt nicht mehr in die
Zeit, einem „gekrönten“ Haupt Pri-
vilegien zuzubilligen. Die Staats-
anwälte sehen in dem Vorgang nicht
einmal Anhaltspunkte für eine
„normale“ Beleidigung. Auch dies
ist im Sinne der Freiheit für Me-
dien und Kunst zu begrüßen.

Mit Ruhm bekleckert hat sich
Böhmermann aber nicht. Sein
„Schmähgedicht“, mit dem er die
Grenze zur verbotenen Schmäh-
kritik überschreiten wollte, ist aus-
gesprochen unappetitlich geraten.
Allerdings hat er so überzogen, dass
die Kritik nicht mehr konkret auf
die Person Erdogan zu beziehen ist.

Der dünnhäutige türkische Präsi-
dent hat sich mit seiner Prozesswut
selbst ein Bein gestellt. Er machte
durch seine Strafanzeige erst allge-
mein bekannt, was Böhmermann in
einem Spartenkanal zu nächtlicher
Stunde nahezu unter Ausschluss der
Öffentlichkeit vorgetragen hatte.
Das mag „Majestät“ jetzt grämen.
Uns freut, dass die Majestätsbelei-
digung, wie Kanzlerin Merkel ver-
sprochen hat, bald ganz aus dem
Strafrecht verschwinden wird.

Kommentar
VON WINFRIED ZÜFLE
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Hohe Physik

Es war wohl eine der kuriosesten Pressekonferenzen
des Nobelpreiskomitees: Anhand einer Breze (oder
was der Schwede dafür hält) demonstrierte gestern
ein Mitglied der Königlichen Akademie in Stock-
holm, dass es keine halben Löcher gibt, sondern nur
eins, zwei, drei usw. Was banal klingt, ist aber in ei-
nem speziellen Zweig der Mathematik ein wichtiges
Unterscheidungsmerkmal, um Strukturen und etwa
Zustandsänderungen von Materie zu beschreiben.

Diese liegt, wie jedes bayerische Schulkind weiß,
entweder fest (Breze), flüssig (Bier) oder gasförmig
(na ja, lassen wir das) vor. Dachte man jedenfalls.
Wie im Feuilleton zu erfahren ist, geht der Nobelpreis
für Physik nun aber an Forscher, die exotischere Zu-
stände von Materie beschrieben haben. Also doch
halbe Löcher? Na ja, die Sache ist kompliziert. Ganze
und vor allem ziemlich große Löcher finden Sie je-
denfalls auf der Dritten Seite. Foto: Anders Wiklund, afp

Was der Nobelpreis mit den Löchern in der Breze zu tun hat

Infantinos Inflation
Fußball Fifa-Boss will die WM 2026 auf 48 Mannschaften ausdehnen

VON ANTON SCHWANKHART

München Als Gianni Infantino im
Februar den selbstherrlichen Sepp
Blatter als Präsident des Weltfuß-
ball-Verbandes Fifa ablöste, dachte
die Welt, es würden wieder Ord-
nung, Vernunft und Augen-
maß an der Spitze der Fifa
einkehren. Eine Hoffnung,
die nun dahin ist.

Nicht genug, dass Infantino
für seine Wahl mit der Aufsto-
ckung des jetzt schon üppigen
WM-Teilnehmerfeldes von 32
auf zukünftig 40 bei den
kleinen Fußball-Nationen
auf Stimmenfang gegangen

war – jetzt hat der 46-Jährige mit
dem nächsten Achter-Schritt nach-
gelegt. Die WM 2026 möchte Infan-
tino mit 48 Mannschaften spielen

lassen – dabei ist noch offen,
wo vier Jahre nach der WM
in Katar 2022 gespielt wird.

Sicher ist schon jetzt, sollte
sich Infantino durchsetzen,
wird diese WM größer und
teurer. Dabei überfordert
das Ereignis schon jetzt vie-
le Bewerber, die später
nicht wissen, womit sie ihre

Stadien füllen sollen. Trotz-
dem träumt Infantino von
einem Mammutturnier, in

dem 32 Teams eine Vor-Qua-
lifikation austragen. Die 16

Verlierer fahren nach Hause.

Die 16 Sieger dürfen sich in acht
Gruppen unter 16 auserwählte Fuß-
ball-Großmächte wie Deutschland
mischen. Nach gedehnten 80 Begeg-
nungen wäre der Weltmeister er-
mittelt. Ob Infantino die WM dazu
von derzeit vier auf sechs Wochen
verlängert, hat er nicht verraten.

Dass er mit seinem Vorschlag im
fernen Bogotá herausrückte, war
Strategie. Während die Europäer
den Kreis der Teilnehmer klein hal-
ten wollen, hat Infantino mit seiner
„WM für alle“ außerhalb Europas
nur Heimspiele. Ein Grund, warum
sich Fußball-Europa vor der nächs-
ten Fernreise des Schweizers fürch-
ten sollte. Der nächste Achter-
Schritt in Infantinos Inflation hieße
dann: 56 Teams. »SportGianni Infantino Foto: dpa

weiterbar. Losinger, früher Mit-
glied des Deutschen Ethikrates, be-
fürchtet, dass durch die beantragte
Übernahme der Kosten durch die
Krankenkassen eine Gefahr für die
offene Gesellschaft entstehen wird.
Diese ließe sich auch danach bewer-
ten, wie sie mit ihren schwächsten
Mitgliedern umgeht. Schon heute
ziehen über 90 Prozent der Eltern
bei einer Diagnose „Down-Syn-
drom“ den Schwangerschaftsab-
bruch einer Geburt vor. »Politik

bens steht, dann müssen wir uns
auch überlegen, welches Bild des
Menschen mit Behinderung wir da-
durch generieren“, sagte er im Ge-
spräch mit unserer Zeitung.

Ein Bluttest, der genetische De-
fekte schon beim Ungeborenen er-
kennt, revolutioniert seit drei Jah-
ren die Pränatalmedizin und wirft
bei Ethikern wie bei Eltern Grund-
satzfragen auf. Noch liegt dabei das
Hauptaugenmerk auf dem Down-
Syndrom, doch das Spektrum ist er-

VON JOSEF KARG

Augsburg In der aktuellen Debatte
um die Folgen einer Kassenzulas-
sung von vorgeburtlichen geneti-
schen Bluttests warnt der Augsbur-
ger Weihbischof Anton Losinger
vor einer „kalten Gesellschaft“.
„Wenn wir solche umfassenden ge-
netischen Detektionsmethoden be-
fürworten und finanzieren, an deren
Ende mit zwingender Logik die
Verwerfung des gendefekten Le-

Losinger warnt vor mehr Abtreibungen
Medizin Weihbischof gegen vorgeburtliche Bluttests auf Kassenkosten

Ein Land der
Rückenkranken

Berlin Deutschland hat Rückenpro-
bleme: 36,7 Millionen Patienten –
also fast die Hälfte der Bundesbür-
ger – haben im vergangenen Jahr
wegen Muskel-Skelett- oder Binde-
gewebserkrankungen eine Arztpra-
xis aufgesucht, geht aus Daten der
Kassenärzte hervor. Allein 22,1
Millionen davon hatten Probleme
mit Wirbelsäule und Rücken. Dicht
dahinter folgen Erkrankungen des
Atmungssystems. 35,1 Millionen
Menschen gingen 2015 damit zum
Arzt. Am dritthäufigsten sind endo-
krine Ernährungs- und Stoffwech-
selkrankheiten (29,5 Millionen),
zum Beispiel Schilddrüsenerkran-
kungen und Diabetes. Immer mehr
Patienten schlagen bei Google nach,
was gegen ihre Krankheit hilft. Wa-
rum das ein Problem ist, erklärt ein
Hausarzt auf Panorama. (afp, AZ)

Böhmermann muss
nicht vor Gericht

Mainz Die Ermittlungen gegen
ZDF-Moderator Jan Böhmermann
wegen dessen „Schmähgedichts“
über den türkischen Präsidenten Er-
dogan sind eingestellt worden. Wie
die Staatsanwaltschaft Mainz mit-
teilte, seien „strafbare Handlungen
nicht mit der erforderlichen Sicher-
heit nachzuweisen“. Der preisge-
krönte TV-Satiriker hatte sein Ge-
dicht „Schmähkritik“ Ende März in
seinem „Neo Magazin Royale“ vor-
getragen. Die Staatsanwaltschaft
hatte mit Zustimmung der Bundes-
regierung wegen Verdachts auf Be-
leidigung eines ausländischen
Staatsoberhaupts ermittelt. Voraus-
gegangen war ein Strafantrag Erdo-
gans. Eine Privatklage Erdogans ge-
gen Böhmermann soll im November
in Hamburg vor Gericht kommen.
(dpa, afp) »Kommentar, Politik

Haben Sie Fragen und Anregungen?
Sprechen Sie mit der Redaktion.
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● Der Finanzausgleich regelt seit
Jahrzehnten die Verteilung der
Einnahmen zwischen Bund, Ländern
und Kommunen. Hauptziel ist laut
Grundgesetz die „Einheitlichkeit der
Lebensverhältnisse“.
● Dazu werden die Steuereinnah-
men verteilt.
● In der ersten Stufe bekommen die
„armen“ Länder (Nehmerländer)
etwas aus dem Topf mit den Umsatz-
steuereinnahmen.
● Stufe zwei ist der Länderfinanz-
ausgleich im engeren Sinn: Hier
gleichen starke Länder (Geberlän-
der) Einnahmeunterschiede aus.
● Schließlich beteiligt sich der Bund
mit Zuweisungen.

Länderfinanzausgleich

Bund und Länder
wollen Finanzen

jetzt neu verteilen
Ausgleich Schäuble kommt Ministerpräsidenten

ein wenig entgegen, stellt aber Bedingungen

VON MARTIN FERBER

Berlin In die seit Monaten festgefah-
renen Verhandlungen zwischen der
Bundesregierung und den Ländern
über eine Neuordnung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen kommt
Bewegung. Völlig überraschend tra-
fen sich Bundeskanzlerin Angela
Merkel und Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (beide CDU) am
Dienstag im Kanzleramt mit mehre-
ren Ministerpräsidenten, um einen
möglichen Kompromiss auszuloten.

Wie aus Teilnehmerkreisen ver-
lautete, legte Schäuble dabei einen
neuen Vorschlag auf den Tisch. Er
erklärte sich bereit, den Ländern
deutlich mehr als die bislang in Aus-
sicht gestellten 8,5 Milliarden Euro
pro Jahr zur Verfügung zu stellen,
forderte aber im Gegenzug, dass es
auch in Zukunft ein Ausgleichssys-
tem zwischen den reichen und den
armen Ländern geben müsse. Dies
hatten die Länder in ihrem Konzept
bislang abgelehnt.

Das rund fünfstündige Treffen,
an dem vonseiten der Länder unter
anderem CSU-Chef Horst Seehofer
und der Hamburger Bürgermeister
Olaf Scholz (SPD) sowie die Frakti-
onschefs von CDU und SPD, Volker
Kauder und Thomas Oppermann,
teilnahmen, ging ohne konkretes
Ergebnis zu Ende. Die Teilnehmer
einigten sich, die Verhandlungen am
kommenden Donnerstag fortzuset-
zen. Bis dahin sollen die auf dem
Tisch liegenden Modelle durchge-
rechnet werden.

Die Zeit für eine Neuordnung des
komplexen Bund-Länder-Finanz-
systems drängt, Ende 2019 laufen
sowohl der Solidarpakt II wie der
Länderfinanzausgleich aus, ab 2020
gilt ein absolutes Neuverschul-
dungsverbot für alle Länder. Bereits
im Dezember hatten sich die Län-
derchefs auf ein Konzept geeinigt.
Es sah vor, den Ausgleich zwischen
den reichen und den armen Ländern
komplett abzuschaffen, stattdessen
forderten die Ministerpräsidenten
einen höheren Anteil an der Um-

satzsteuer sowie Bundeszuschüsse
mit einem Gesamtvolumen von 9,7
Milliarden Euro. Schäuble lehnte
dies ab. Er bot lediglich 8,5 Milliar-
den und pochte aus verfassungs-
rechtlichen Gründen auf einen
Transfer zwischen den Ländern.

Bei dem Treffen legte Schäuble
ein mit den Koalitionsfraktionen ab-
gestimmtes neues Konzept vor. So
soll es auch in Zukunft bei dem bis-
herigen mehrstufigen Verfahren
einschließlich des Ausgleichs zwi-
schen den reichen und den armen
Ländern bleiben, allerdings sollte
die Finanzkraft der Kommunen in
dem Ausgleichssystem stärker be-
rücksichtigt werden. Zudem erklär-
te er sich bereit, den Ländern 7,9
Milliarden Euro an Umsatzsteuer-
einnahmen zur Verfügung zu stel-
len, hinzu kommen weitere 2,6 Mil-
liarden Euro für den Wohnungsbau,
den Nahverkehr sowie die Hoch-
schulen. Im Gegenzug sollen die
Länder auf Ansprüche in Höhe von
1,2 Milliarden Euro aus dem Fonds
Deutsche Einheit verzichten. Somit
würde der Bund den Ländern rund
9,3 Milliarden Euro überweisen,
was nahe an der Forderung der Mi-
nisterpräsidenten liegt. »Politik

Neue Pläne fürs Busnetz
Die Stadtwerke planen ab Dezem-
ber Veränderungen im Busnetz.
Das Ziel: Für Kunden soll der Bus
attraktiver werden. Es wird unter
anderem der Takt verändert.

Blickpunkt Lokales

Auf einen Blick
Augsburg 29–36
Bayern 11–13
Capito 13
Fernsehen aktuell 17
Feuilleton 14
Feuilleton regional 33
Internet & Multimedia  28
Kfz-Börse 22

Panorama 18
Politik 4–6
Rätsel/Sudoku 9
Roman 10
Sport 19–20
Sport regional 21
Wetter 10
Wirtschaft 7–9

Kontakt
Redaktion Tel. (08 21) 777- 0
Fax (08 21) 777-2067
redaktion@augsburger-allgemeine.de

Anzeigen Tel. (08 21) 777- 25 00
Fax (08 21) 777- 25 85
anzeigen@augsburger-allgemeine.de

Abo-Service Tel. (08 21) 7 77- 23 23
abo@augsburger-allgemeine.de

4 190139 701704

30040


